Redebeitrag von YELDA

In einer Zeitung, die man durchaus als „Polizeiblatt“ bezeichnen könnte, wurde wegen einer Rede, die ich 1998 in Paris hielt, geschrieben, dass ich Anteil an dem Beschluss des Französischen Parlaments zur Anerkennung des Genozids an den Armeniern habe, ja dass ich sogar türkischen Boden an Armenien abgegeben habe. Ich bin Türkin, Muslimin, Sunnitin, ja sogar Hanefitin. Wenn einige französische Parlamentarier auf mich verweisen und sagen: „Wenn selbst türkische Intellektuelle dies eingestehen, dann müssen wir es erst recht anerkennen“, ist dies etwas, was ich nicht hätte voraussehen können; ebenso wenig hatte ich eine solche Intention. Aber wenn ich nun tatsächlich Anteil an einem solchen Beschluss haben sollte, dann möchte ich bewusst sagen: „Ja, ich bin dabei.“

Vor allem möchte ich dies, damit das Land, aus dem ich komme, demokratisiert wird, damit neue Generationen nicht noch mehr durch rassistische und nationalistische Propaganda vergiftet werden. In einem Land, das versucht, einen Genozid „auszusitzen“, schlägt nicht nur politische und juristische Rückständigkeit Wurzeln, sondern auch sittlich-ethische. Die Gewaltgesellschaft, zu der wir unter der Verwaltung des aus einer einzigen Verstrickung von Mafia und Politik bestehenden „tiefen Staates“, geworden sind, wurzelt in dieser schmutzigen Geschichte. 

Wie 1915 werden auch heute in Geheimsitzungen Beschlüsse gefasst, die niederzuschreiben man nicht für notwendig hält; auch heute werden Menschen vernichtet, liquidiert, durch „Verschwindenlassen“ aus dem Weg geräumt. Soweit kam es, dass Menschen, die man gegen die im Ausland lebenden Armenier bewaffnete, einen Oppositionellen namens Talat Türkoglu töteten...

Genauso wenig wie die Machthaber auf die sich daraus ergebenden Vorteile verzichten wollen, genauso wenig werden die Schuldigen und Verantwortlichen von sich aus um Vergebung bitten. Deutschland hat Nachfolgegenerationen vor der Vergiftung bewahrt, weil es zur Entschuldigung und zur Wiedergutmachung gezwungen wurde. Und so ist Deutschland zu einem der Orte geworden, die man aufsucht, wenn man – wie in meinem Fall – einen demokratischen Atemzug tun will.

In einem Artikel, den er anlässlich der Bemühungen um die Anerkennung des Genozids an den Armeniern durch den Bundestag schrieb (10. November 2000, Hürriyet), stellte Oktay Eksi die Frage: „Wenn Hitler den 2. Weltkrieg gewonnen hätte, hättet ihr dann jemals irgendwo gesagt, dass ihr euch eurer Kinder schämt, die 7 Millionen Juden ermordet haben?“

Mehmet Yilmaz, der Kolumnist der als links-oppositionell geltenden Zeitung Radikal, jedoch hatte geschrieben: „Niemand wird heutzutage die Türkische Republik wegen der Vergehen der Regierung von 1942 zur Rechenschaft ziehen; deshalb spricht nichts dagegen, dass die Verfilmung des Romans „Salkim Hanimin Taneleri“ von TRT gesendet werden kann.“ Wie im früheren Deutschland gab es auch in der Türkei eine Sonder-Vermögenssteuer für Juden. Diejenigen, die sich wegen 1915 nicht verantworten mussten, mussten sich auch in folgenden Jahren nicht verantworten. Und die Türkei wurde zu einem verzogenen Mitglied der Nato.

Nach der Verfolgung Pinochet’ wurde ein Schritt nach vorn gemacht, es ist wichtig, davon nicht zurückzuweichen. Die Minderheitenrechte dürfen nicht der Gnade der TIS (türkisch-islamisch-sunnitische Mehrheit) überlassen werden, denn selbst unter den Intellektuellen der TIS greift der Rassismus um sich (Eines meiner Bücher ist voll mit unzähligen Beispielen dafür). 

Dieser Beschluss wird sowohl die Position der Türkei in Europa beeinflussen als auch den Kampf gegen Rassismus. Die türkische Gemeinschaft in Deutschland beispielsweise, die hierzulande Hunderte von Moscheen errichtet, aber völlig unberührt davon bleibt, dass das gleiche Recht Minderheiten in der Türkei verwehrt ist, setzt ihre hiesigen Forderungen mit Unterstützung des türkischen Staates fort. Ihr Aggressionspotential würde sich mindern. Wer sich selbst zur Verantwortung ziehen muss, wird es sich nicht mehr leisten können, derart überempfindlich zu sein. 

Die Türkische Republik fährt fort, die Minderheiten wie ein Faustpfand zu behandeln, die sie bei außenpolitischen Beziehungen als Trumpf verwenden kann. Wenn es eines Beispiels bedarf: In dem Entwurf zur Gesetzesänderung, der das Recht mit sich brachte, die später erworbenen unveräußerlichen Rechte der Minderheiten der Deklaration von 1936 anzufügen, stellte die Türkische Republik zur Durchführung des Vorganges die Bedingung, dass sowohl das Innen- als auch das Außenministerium zustimmen müsse. Obendrein mit dem Hinweis, dass man sich zur Wirksamkeit des Gesetzes auf die Basis der INTERNATIONALEN GEGENSEITIGKEIT berufen könne (Radikal, 14. November 2001, wenn ich mich nicht irre).

Man kann es nicht abtun mit den Worten, es handele sich um „tragische Vorfälle“, um „schreckliche Ereignisse“, man muss es beim Namen nennen, damit man ihm gerecht werden kann und damit das Notwendige getan wird. Menschen wegen ihrer ethnischen und religiösen Identität zu verjagen, ihren Besitz zu beschlagnahmen, war und ist gängige Praxis in der Türkei. Und weil sie sich sicher ist, nicht zur Verantwortung gezogen zu werden, scheut sich die Türkei nicht, diese Praxis in Variationen fortzusetzen. Es gibt zahlreiche Beispiele dafür, wie in der Türkei Gruppen, die Minderheitenstatus haben, gezwungen sind, im eigenen Land nahezu wie Illegale zu leben. Zahllose Beispiele dafür habe ich in meinem ersten Buch aufgeführt.

Auch die persönlichen wirtschaftlichen Aktivitäten der Angehörigen von Minderheiten werden verhindert: Die Nisanyans, die in Sirince sechs alte Häuser aufgekauft und zu Hotels restauriert hatten, wurden durch den Kulturdezernenten der Provinz der armenischen Propaganda bezichtigt (Januar 2001), darüber hinaus wurde für fünf der sechs Häuser ein Abrissbeschluss gefasst. Der Museumsdirektor von Selcuk hatte gesagt. „Nisanyan wird Sirince in Besitz nehmen und an die Armenier vermarkten.“

Die Türkei, die sich jegliche Einmischung in ihre inneren Angelegenheiten verbittet, hat aber beispielsweise die Stirn, in ein von der Universität Tel-Aviv organisiertes Seminar zu intervenieren, weil es einen Teil zum Genozid an den Armeniern beinhalte. Als eine legale Initiative zur Verhinderung der Durchführung drohte die Türkei damit, die Beziehungen zu Israel zu beenden, wenn dieser Teil nicht aus dem Programm genommen werde. Schlimmer aber war das, was man hinter vorgehaltener Hand vernahm: Wir übernehmen keine Verantwortung für die Sicherheit der jüdischen Gemeinschaft in der Türkei... Dies ist nichts anderes als die Drohung an die Juden mit einem Pogrom wie dem vom 6./7. September. Denn auch das Pogrom vom 6./7. September 1955 war in einer Türkei möglich gewesen, die wegen 1915 nicht zur Verantwortung gezogen wurde.

So wie erwartet wird, dass EU-Beitrittskandidaten die Normen der Europäischen Menschenrechte einhalten und diese in das nationale Recht übernehmen, um Mitglied zu werden, so – denke ich – sollten Mitgliedsstaaten verpflichtet sein, die vom Europäischen Parlament gefassten Beschlüsse in die Tat umzusetzen. Und der Beschluss vom 18.6.1987 über die Anerkennung des Genozids an den Armeniern ist ein solcher Beschluss.

